Lösungshinweise zur Klausur Nr. 3 vom 15. Mai 1997





Dieser Vermerk erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit und ist keine Musterlösung. Die Hinweise zeigen Problemschwerpunkte auf. Für eine praxisgerechte Bearbeitung ist es nicht erforderlich, daß die Referendare alle hier angesprochenen Fragen beantworten.


Wert lege ich insbesondere auf eine richtige Tenorierung, einen kurzen und ordentlich aufgebauten Sachverhalt sowie auf einen sauberen Urteilsstil.





A. Zulässigkeit der Klage





I. Soweit die Kläger sich gegen den Abbruch der Gebäude auf dem Grundstück Fürstenstraße 9-23 wenden, hat sich die Baugenehmigung erledigt, da der Abriß inzwischen erfolgt ist. Die Teststellung, daß die Genehmigung insoweit rechtswidrig gewesen ist (§ 113 Abs. 1 Satz 4 VwGO), kann von den Klägern schon deshalb nicht verlangt werden, weil sie insofern nicht klagebefugt i.S.d. § 42 Abs. 2 VwGO sind. Es erscheint unmöglich, daß sie durch den Abbruch in subjektiven Rechten verletzt worden sind.





Sollten die Referendare hierauf eingehen, so gibt es einen Sonderpunkt. Andernfalls gibt es keinen Punktabzug. Falsch wäre es hier ein Hilfsgutachten anzuschließen, da die materielle Rechtslage noch im zweiten Teil zu erörtern ist.





II.


1. Verwaltungsrechtsweg gem. § 40 Abs. 1 Satz 1 VwGO (+,





2. Soweit die Kläger sich weiterhin gegen die der Beigeladenen erteilte Genehmigung zum Neubau einer Wohnanlage mit Tiefgarage wenden, ist die Anfechtungsklage nach § 42 Abs. 1 VwGO die statthafte Klageart.





3. Fraglich ist, ob die Kläger klagebefugt nach § 42 Abs. 2 VwGO sind. Dann müßten sie durch diesen Verwaltungsakt in ihren Rechten verletzt sein.





a. Ihre Klagebefugnis könnte sich zunächst aus § 34 BauGB ergeben. Dieser Norm dürfte jedoch schon wegen ihrer dehnbaren und nicht personenbezogenen Formulierung keine drittschützende Wirkung zukommen. Zu berücksichtigen bleibt aber, daß Nachbarschutz auch im unbeplanten Innenbereich auf dem Umweg über das Gebot der Rücksichtnahme, welches über das Merkmal des „sich Einfügens“ auch in dieser Vorschrift verankert ist, vermittelt wird, soweit in qualifizierter und zugleich individualisierter Weise auf schutzwürdige Interessen eines erkennbar abgegrenzten Kreises Dritter Rücksicht zu nehmen ist. Die Kläger sind Eigentümer der in unmittelbarer Nachbarschaft des Bauvorhabens gelegenen Grundstücke Fürstenstraße 16 und 18. Eine über das Zumutbare hinausgehende und damit möglicherweise rücksichtslose Beeinträchtigungen ihre Rechtsposition wird man nicht von vornherein ausschließen können, so daß ihre Klagebefugnis unter diesem Blickpunkt gegeben ist.





b. Die Kläger können ferner geltend machen, durch die Anordnung der Garagen in ihren Rechten aus § 49 Abs. 10 SächsBO verletzt zu sein. Diese Vorschrift gewährt Drittschutz.





c. Eine Klagebefugnis dürfte sich hingegen nicht aus Art. 14 Abs. 1 GG herleiten lassen. 


Fraglich ist, ob diese Norm dem Nachbarn überhaupt ein Abwehrrecht vermittelt. 


Dies wird teilweise mit der Begründung verneint, daß, wenn drittschützende Normen des öffentlichen Rechts in zulässiger Weise Inhalt und Schranken des Eigentums auch des Nachbarn bestimmten, dieser ein nur objektiv rechtswidriges Vorhaben auf dem Grundstück des Bauherrn hinnehmen müsse.


Einer Entscheidung dieser Frage bedarf es hier nicht. Auch wenn man der h.M. folgt, vermittelt  Art. 14 GG Nachbarschutz nur, wenn die Baugenehmigung oder deren Ausnutzung die vorgegebene Grundstücksituation nachhaltig verändert und dadurch den Nachbarn schwer und unerträglich trifft. Eine derartige Beeinträchtigung kann in der geringfügig verminderten Licht- und Luftzufuhr und den in Zeiten der christlichen Umzüge verstärkten Verkehrsemissionen aber nicht gesehen werden. Auch auf die Verbauung der Aussicht können die Kläger eine mögliche Verletzung ihres Eigentumsrechts nicht stützen. Einem Nachbarn steht nämlich grds. kein Anspruch darauf zu, daß die von seinem Gebäude bestehende Aussicht auf ein bevorzugtes Orts- oder Landschaftsbild nicht verbaut wird.


Die Aufrechterhaltung einer ungeschmälerten Aussicht ist lediglich eine Chance, die mit dem Risiko belastet ist, daß sie durch eine Bebauung der Nachbargrundstücke ganz oder teilweise beschnitten wird. Zwar hat das BVerwG die Möglichkeit angedeutet, ein Grundstück könne im Einzelfall in einer Weise „situationsberechtigt“ sein, daß das Verbauen einer Aussicht schlechthin oder zu einem wesentlichen Teil eine Verletzung des durch Art. 14 GG geschützten Eigentums zur Folge haben könne. Solch eine „Situationsberechtigung“ kann aber, wenn die Grenzen zu der im Regelfall nur bestehenden rechtlich ungeschützten Chance auf Erhaltung der Aussicht nicht völlig verschwinden sollen, nur in seltenen Ausnahmefällen anerkennt werden, wenn nämlich die Nutzung des Grundstücks wesentlich von der Aussichtsmöglichkeit abhängt. Dies ist hier aber nicht der Fall.


Es ist insbesondere nicht erkennbar, daß die Kläger ihr Hotel nicht oder nur mit erheblichen Schwierigkeiten weiter betreiben können, wenn die bisher bestehende Aussicht nicht erhalten bleibt.


Eine Wertminderung eines Grundstücks durch eine störende Nachbarbebauung stellt für sich genommen keine Eigentumsbeeinträchtigung dar. Müssen Einwirkungen hingenommen werden, so müssen auch die durch sie verursachten Folgewirkungen geduldet werden. Denn einen isolierten Schutz vor Wertschwankungen der Grundstücke gewährt das Eigentum nicht.





Es genügt, wenn die Referendare eine Möglichkeit aufzeigen. Spitze wäre es dann, wenn diese gerade Art. 14 GG ansprechen würden.





4. Die klage dürfte auch fristgerecht erhoben worden sein. Die Frist des § 47 Abs. 1 Satz 1 VwGO ist hier nicht in Lauf gesetzt worden, da der Widerspruchsbescheid des Regierungspräsidiums den Klägern nicht ordnungsgemäß zugestellt worden ist. Die Zustellung litt an zwei Mängeln. 


Zunächst ist der Bescheid den Klägern entgegen §§ 73 Abs. 3 Satz 1, 56 Abs. 2 VwGO nicht förmlich nach den Vorschriften des Verwaltungszustellungsgesetzes zugestellt, sondern lediglich durch einfachen Brief bekanntgegeben worden. 


Darüber hinaus hat das Regierungspräsidium auch verkannt, daß bei einer Zustellung an mehrere Betroffene jedem von ihnen eine eigene Ausfertigung zugestellt werden muß. Dies folgt aus § 2 Abs. 1 Satz 1 VwZG, wonach die Zustellung in der Übergabe des betreffenden Schriftstücks besteht. Übergabe bedeutet aber Übertragung des Alleinbesitzes, dies schon deshalb, weil jeder Betroffene selbst prüfen muß, inwieweit er beschwert ist und ob er einen Rechtsbehelf einlegen will oder nicht. Eine Ausnahme mag gelten, wenn mehrere Betroffene sich gegenseitig zum Empfangsbevollmächtigten bestellt haben. Auch gilt hinsichtlich des Einkommenssteuerbescheids bei Ehegatten die gemeinsam veranlagt werden etwas anderes. Hier ist ein Bescheid an beide zulässig.


Hierfür ist hier nichts ersichtlich, insbesondere kann allein aus dem Umstand, daß die Kläger Eheleute sind, nicht auf eine derartige gegenseitige Bevollmächtigung geschlossen werden. 





Eine Heilung der danach gegebenen Zustellungsmängel ist nach § 9 Abs. 2 VwZG nicht möglich.


Die Klage ist damit fristgerecht erhoben.





5. Die weiteren Sachurteilsvoraussetzungen sind nicht weiter zu problematisieren. Die Referendare sollen nicht alle Voraussetzungen prüfen. je kürzer, desto besser.





B. Begründetheit der Klage





Die Klage ist begründet, wenn die der Beigeladenen erteilte Baugenehmigung rechtswidrig ist und die Kläger dadurch in ihren Rechten verletzt sind (§ 113 Abs. 1 Satz 1 VwGO).


Die Erteilung der Baugenehmigung war rechtswidrig, wenn dem Bauvorhaben öffentlich-rechtliche Vorschriften entgegenstanden, § 70 Abs. 1 Satz 1 SächsBO.





I. Bauplanungsrechtlich ist die Zulässigkeit des Vorhabens nach § 34 BauGB zu beurteilen.


Dieses liegt innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils, für den kein qualifizierter B-Plan besteht.





1. Da die Eigenart der näheren Umgebung nicht einem der in der Baunutzungsverordnung bezeichneten Baugebiete entspricht, ist die Zulässigkeit des Vorhabens nach seiner Art nicht auf der Grundlage von § 34 Abs. 2 BauGB zu beurteilen. Anwendung findet die Grundregelung des § 34 Abs. 1 BauGB.





2. Soweit es die Art der Nutzung betrifft, fügt das Bauvorhaben sich danach in die nähere Umgebung ein. Im betreffenden Stadtbereich ist die Situation uneinheitlich. Das Gebiet weist Charaktere sowohl eines Dorf- als auch eines Mischgebietes gemäß § 5 bzw. 6 BauNVO auf. Der für das Einfügen vorgegebene Rahmen ist deshalb sehr weit. Das geplante Vorhaben mit einem ganz überwiegenden Wohnbereich sowie einem Ladenlokal und einer Gaststätte bewegt sich innerhalb dieser Spannweite der Nutzungsarten und ist deshalb insoweit zulässig.





3. Auch soweit es das Maß der baulichen Nutzung betrifft, fügt sich das Vorhaben nach § 34 Abs. 1 Satz 1 BauGB ein. Die Zahl der Vollgeschosse entspricht der in der Umgebung anzutreffenden Bebauung, Grundflächen- und Geschoßflächenzahl bewegen sich gleichfalls innerhalb des vorgegebenen Rahmens. Die überbaubare Grundstücksfläche fällt in diesem Ortsteil einheitlich aus. Alle Gebäude stehen direkt am Bürgersteig. Auf dieser Linie wird auch das streitige Bauvorhaben errichtet. Die Bauweise ist geschlossen und paßt sich such insoweit der Umgebung an. 


Soweit es die weiteren Erfordernisse des § 34 BauGB betrifft (gesicherte Erschließung etc.) sind Bedenken nicht ersichtlich.





4. Selbst wenn sich ein Vorhaben innerhalb des aus seiner Umgebung hervorgehenden Rahmens hält, ist damit über seine bauplanungsrechtliche Zulässigkeit jedoch noch nicht endgültig befunden. Seine Zulässigkeit kann vielmehr ausnahmsweise daran scheitern, daß es die gebotenen Rücksichtnahme insbesondere auf die in unmittelbare Nähe vorhandenen Bebauung vermissen läßt.


Dies wird man hier aber kaum anzunehmen haben. Zwar beschränkt das Vorhaben der Beigeladenen Licht- und Luftzufuhr für die im Eigentum der Kläger stehenden Gebäude ein. Dies führt jedoch nicht dazu, dieses Vorhaben als „rücksichtslos“ anzusehen. Es ist vielmehr zu berücksichtigen, daß sowohl die Grundstücke der Kläger als auch die zu bebauenden Grundstücke am Sonnenberg liegen und sich die Anforderungen an Belichtung und Belüftung nach dem dort Üblichen zu richten haben. Der geplante Gebäudekomplex entspricht hinsichtlich seiner geschlossenen Bauweise und Höhe der in der Fürstenstraße vorhandenen Bebauung und dabei insbesondere auch der Bebauung in der Fürstenstraße 16 - 18. Die mit einer solch dichten Bebauung verbundene, geradezu für diesen Bereich stadttypische Beschränkung der Licht- und Luftzufuhr ist von den Klägern hinzunehmen.





II. Bauordnungsrechtlich könnte das Vorhaben der Beigeladenen allenfalls gegen § 49 Abs. 10 SächsBO verstoßen.


Auch dies dürfte im Ergebnis aber abzulehnen sein. Ein- und Ausfahrt der Tiefgarage sind laut Baugenehmigung zur Glockenstraße hin anzulegen. Nur für den Fall eines durch christliche Umzüge bedingten Schließung der Ein- und Ausfahrt an der Glockenstraße darf die als Notausfahrt gekennzeichnete Ausfahrt Fürstenstraße genutzt werden. Daß diese eingeschränkte Benutzung der Ausfahrt die Kläger nach § 49 Abs. 10 SächsBO über das zumutbare Maß hinaus stört, ist nicht anzunehmen.


Der Einwand der Kläger, die Auflage Nr. 10 des Bauscheins sei zu unbestimmt, um zumutbare Beeinträchtigungen durch die Tiefgarage gemäß § 49 Abs. 10 SächsBO zu verhindern, ist nicht überzeugend.


Eine behördliche Maßnahme ist dann hinreichend bestimmt, wenn das mit ihr bezweckte Ziel so genau umschrieben ist, daß der Betroffene sein Verhalten danach ausrichten kann.


Die Auswahl des Mittels kann dem Betroffenen überlassen bleiben. Vorliegend hat es die Beigeladene in der Hand zu entscheiden, ob sie durch Absperrungen oder durch ähnliche Vorkehrungen verhindern will, daß die Ein- und Ausfahrt an der Fürstenstraße benutzt wird. Ob dies durch die von ihr gewählte Vorrichtung tatsächlich gewährleistet ist, läßt sich ohne Schwierigkeiten später feststellen. Gegen eine solche Regelung ist rechtlich nicht einzuwenden.





Die Baugenehmigung ist insgesamt rechtmäßig.





Die Klage ist mit einer entsprechenden Kostenfolge abzuweisen.





Hinsichtlich der Frage des Rechtsmittels sollten die Referendare angeben, welchen Stand die VwGO hat. Dies im Hinblick auf die Einlegung der Berufung.








